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Abréviations

EFD Eidgendssisches Finanzdepartement

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

UREK-NR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates
WAK-SR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Stéanderates

UREK-SR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Standerates
1\ Invalidenversicherung

NEAT Neue Eisenbahn-Alpentransversale

MWST Mehrwertsteuer

ESTV Eidgendssische Steuerverwaltung

FDK Konferenz der kantonalen Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren
DFF Département fédéral des finances

AVS Assurance-vieillesse et survivants

CEATE-CN Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil national

CER-CE Commission de I'économie et des redevances du Conseil des Etats

CEATE-CE = Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil des Etats

Al Assurance-invalidité

NLFA Nouvelle ligne ferroviaire a traverser les Alpes

TVA Taxe sur la valeur ajoutée

AFC Administration fédérale des contributions

CDF Conférence des directrices et directeurs cantonaux des finances
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INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 24.07.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 11.12.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 31.03.1998
URS BEER

MOTION
DATE: 08.03.2006
MAGDALENA BERNATH

Chronique générale

Finances publiques

Imp6ts indirects

Nach dem Sténderat folgte auch die Volkskammer dem Bundesrat und empfahl die
beiden Volksinitiativen zur Abschaffung der Schwerverkehrssteuer resp. der
Autobahnvignette, welche 1986 vom Automobiljournalisten Bernhard Bohi eingereicht
worden waren, ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung. Neben der AP, der LP und
Exponenten des Auto- und Transportgewerbes aus der SVP hatte sich auch eine
gewichtige Minderheit der FDP-Fraktion fur die beiden Initiativen stark gemacht. Die
Begehren werden allerdings dem Volk nicht zur Abstimmung vorgelegt werden. Béhi
zog sie zuriick, nachdem es ihm nicht gelungen war, die grossen Automobilverbéande fir
ein substantielles finanzielles Engagement in der Abstimmungskampagne zu gewinnen. '

Der Kompromiss erwies sich auch bei den Beratungen des Nationalrats in der
Wintersession als tragfahig. Der Riickweisungsantrag der Liberalen wurde mit 105 zu 17
Stimmen abgelehnt. Allerdings bekundete vor allem die SVP Miuhe, sich an die
Abmachungen unter den Bundesratsparteien zu halten. Ihr Sprecher Blocher (ZH)
klindigte an, dass die Fraktion die Forderungen nach einer zeitlichen Befristung und flr
einen Abbau der direkten Steuern um mindestens Zehn Prozent unterstitzen werde. In
der Detailberatung unterlagen jedoch die Antrdge Reimann (svp, AG) und Coutau (Ip,
GE) fur eine Befristung auf zwolf Jahre sowie der Antrag Rychen (svp, BE) fir einen
Rabatt bei der direkten Bundessteuer relativ deutlich. Bei der abstimmungspolitisch
wichtigen Frage der Besteuerung des Gastgewerbes korrigierte die Volkskammer den
Standeratsentscheid und beschloss, diese Branche wahrend einer Ubergangsphase von
Finf Jahren mit einem reduzierten Satz von 4% zu belasten. ?

Der Nationalrat hiess als Zweitrat den Bundesbeschluss iiber die Anhebung der
Mehrwertsteuersatze fiir die AHV/IV von 6,5 auf 7,5% gut, wie es das Volk bereits 1993
im Grundsatz beschlossen hatte. Der Rickweisungsantrag einer
Kommissionsminderheit um Borer (fp, SO), der eine genauere Abklarung der
Auswirkungen der Proportionalisierung der MWSt-Zuschlage und die langfristige
Finanzierung der Sozialwerke verlangte, wurde deutlich abgelehnt. Die Debatte drehte
sich vorwiegend um die Ausgestaltung der Steuererh6hung. Bundesrat und Standerat
hatten sich mit einer Erhéhung der Sonderséatze flur Guter des taglichen Bedarfs von 2
auf 2,3% sowie fur die Hotellerie von 3 auf 3,5% begntgt. Nach Ansicht der FPS und
Teilen der SVP sollte die Differenz zwischen dem ordentlichen und den privilegierten
Steuersatzen nicht noch weiter vergrossert werden, da dies zu Ungerechtigkeiten fihre.
Die Mehrheit der grossen Kammer lehnte die entsprechenden Antrage jedoch ab, um
keine Differenzen zum Stédnderat zu schaffen, was ein Inkrafttreten der neuen
Bestimmungen verzdgert hatte. Aus demselben Grund widersetzte sie sich auch dem
Begehren von Egerszegi (fdp, AG), die Steuererhdhung bis zum Jahr 2000
aufzuschieben oder die AHV-Leistungen via Anderung des Teuerungsausgleiches zu
beschneiden. In der Schlussabstimmung wurde die Vorlage im Nationalrat mit 130 zu 39
und im Standerat mit 41 zu O verabschiedet; der Bundesbeschluss tritt am 1. Januar
1999 in Kraft. ®

Der Nationalrat verwarf eine Motion der SVP-Fraktion, welche den zweckgebundenen
Zuschlag zur Verbrauchssteuer auf Mineraléle wéhrend fliinf aufeinander folgenden
Jahren um 10,9 Rappen pro Liter reduzieren wollte, um die aufgelaufenen Uberschiisse
abzubauen. Die Ratsmehrheit war der Meinung, der Vorstoss widerspreche der
schweizerischen Umweltpolitik. *
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MOTION
DATE: 20.12.2006
MAGDALENA BERNATH

MOTION
DATE: 01.10.2007
LINDA ROHRER

MOTION
DATE: 02.06.2009
NATHALIE GIGER

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 28.09.2014
DAVID ZUMBACH

Im Berichtsjahr stimmten die Réte insgesamt elf Motionen zur Vereinfachung der
Mehrwertsteuer und zur Vereinheitlichung der Steuersatze zu: Der Nationalrat
Uberwies zwei von der kleinen Kammer im Vorjahr gebilligte Vorstésse der WAK-SR (Mo.
05.3465 und Mo. 05.3466), je zwei Motionen der Fraktionen der CVP (Mo. 05.3798 und
Mo. 05.3800), der SVP (Mo. 05.3147 und Mo. 05.3302) und von Philipp Mdller (fdp, AG)
(Mo. 06.3261 und Mo. 06.3262) sowie je eine Motion Schlier (svp, ZH) (Mo. 04.3338)
und Triponez (fdp, BE) (Mo. 03.3622), der Stédnderat eine Motion Frick (cvp, SZ) (Mo.
05.3813); ebenfalls Uberwiesen wurde ein Postulat Gutzwiller (fdp, ZH) (Po. 06.3376) zur
Mehrwertsteuerproblematik bei Subventionen. Die Vorstdsse forderten u.a. eine
Befristung der Ausnahmen von der Mehrwertsteuer auf funf Jahre, eine Vereinfachung
der Deklaration (u.a. Massnahmen, damit die Mehrwertsteuerabrechnung maoglichst
rasch elektronisch eingereicht werden kann; anwendungsfreundliche Publikation aller
Instruktionen und Entscheide auf Internet; konsequente Umsetzung der Systematik),
vorteilhaftere Saldosteuersatze bei der vereinfachten Abrechnungsmethode, raschere
Auskunft der Eidg. Steuerverwaltung auf schriftliche Anfragen zu den
mehrwertsteuerlichen Konsequenzen von konkret umschriebenen Sachverhalten, mehr
Rechtssicherheit in  der Mehrwertsteuer (formeller Entscheid nach jeder
Mehrwertsteuerrevision,  gleich  lange  Spiesse im  Revisions- und im
Einspracheverfahren, uneingeschrankte Respektierung der Rechte der Angeschuldigten
im  Verwaltungsstrafverfahren)  sowie = Genehmigung der  Weisungen der
Mehrwertsteuerbehdrden durch den Vorsteher des EFD, um Gleichheit herzustellen mit
anderen von der Regierung erlassenen Verordnungen. Bundesrat Merz betrachtete die
Vorstésse als Rickenwind und Ermunterung fir die laufenden Arbeiten. ®

Sowohl eine Motion der SVP als auch eine Motion Jenny (svp, GL) (Mo. 07.3480) wollten
die Mehrwertsteuer per 1. Januar 2010 um ein Prozent senken unter der Bedingung,
dass bis dahin die Schulden des Bundes jahrlich um 3 Mia Fr. gesenkt werden. Der
Bundesrat lehnte beide Motionen entscheiden ab, da einerseits der hohe Uberschuss
im Jahr 2006 sowie die vorgesehenen Uberschiisse 2008-2011 nicht fiur die
Finanzierung neuer Vorhaben zur Verfugung stehen und andererseits die Forderung
nach einer Steuersenkung bei der Mehrwertsteuer nicht der Steuerstrategie des
Bundesrates entspricht, welche darauf abzielt, dort steuerliche Erleichterungen
vorzunehmen, wo der positive Einfluss auf Wachstum und Arbeitsplatze am grossten ist.
Die Motion Jenny wurde im Standerat und die Motion der SVP Fraktion im Nationalrat
deutlich abgelehnt. ¢

Im Anschluss an die Debatte tUber die Reform der Mehrwertsteuer waren im Standerat
eine Reihe von Motionen aus dem blrgerlichen Lager traktandiert, die alle auch
kleinere Anpassungen bei der Mehrwertsteuer vorschlugen (Triponez, Mo. 03.3622;
Schlter, Mo. 04.3338; FDP-Fraktion,Mo. 05.3741; SVP-Fraktion, Mo. 05.3147 und Mo.
05.3302; Mdaller, Mo. 05.3743, Mo. 06.3261, Mo. 06.3262 und Mo. 08.3864;
Leutenegger, Mo. 05.3795; CVP-Fraktion, Mo. 05.3799, Mo. 05.3798 und Mo. 05.3800;
Darbellay, Mo. 06.3122). Sie wurden alle diskussionslos abgelehnt, da ihre Anliegen in
die Reformvorlage aufgenommen worden waren. ’

Am 28. September 2014 gelangte die Volksinitiative "Schluss mit der MwSt-
Diskriminierung des Gastgewerbes!" zur Abstimmung. Das drei Jahre zuvor vom
Wirteverband GastroSuisse eingereichte Begehren forderte, dass gastgewerbliche
Leistungen dem gleichen Steuersatz unterliegen wie die Lieferung von Nahrungsmittein.
Bislang wurden nur Take-away-Einkdufe zum reduzierten Satz von 2,5% besteuert. Fir
Restaurantleistungen galt der Normalsatz von 8%. Nachdem sich bereits der Nationalrat
in der Wintersession 2013 bei 16 Enthaltungen mit 94 zu 78 Stimmen gegen die Initiative
ausgesprochen hatte, empfahl im Marz 2014 auch der Standerat die Ablehnung des
Volksbegehrens. In der kleinen Kammer stimmten bei 2 Enthaltungen 24
Parlamentarierinnen und Parlamentarier gegen und 13 fur die Annahme der
Volksinitiative. Neben den geschatzten Mindereinnahmen von CHF 750 Mio., die eine
Reduktion des Steuersatzes fur Restaurants auf 2,5% mit sich gebracht héatte, sprach
aus Sicht der Gegner gegen die Initiative, dass mit deren Annahme der bei vielen
Personen beliebte Einheitssatz vom Tisch gewesen wére, da sie zwei separate Satze fur
Nahrungsmittel und andere gastgewerbliche Leistungen wie alkoholische Getranke,
Tabak und andere Raucherwaren vorsah. Obgleich das Anliegen im Parlament einigen
Anklang fand, war ein indirekter Gegenvorschlag der Kommission fur Wirtschaft und
Abgaben des Nationalrats (WAK-NR) bereits im Oktober 2013 zurilickgezogen worden.
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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 19.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

Das eingeflihrte Abgrenzungskriterium zwischen warmen und kalten Speisen vermochte
in der Vernehmlassung nicht zu Uberzeugen. Die nationalen Parteien folgten beim
Fassen ihrer Parolen grosstenteils ihnren Abgeordneten. Auf nationaler Ebene gaben die
SVP und die EDU die Ja-Parole aus, die CVP beschloss die Stimmfreigabe und die
restlichen nationalen Parteien fassten die Nein-Parole. Es wichen jedoch etliche
Kantonalsektionen und Jungparteien von den Stimmempfehlungen ihrer Mutterparteien
ab. Von den grossen Verbdnden erhielt das Anliegen der GastroSuisse nur gerade
Unterstitzung  durch  den  Schweizerischen  Gewerbeverband  (SGV).  Der
Abstimmungskampf verlief sehr einseitig. Die BeflUrworter der Vorlage bewarben ihre
Position deutlich haufiger als die Gegner. Dennoch sprachen sich bei einer
Wahlbeteiligung von 45,9% letztlich nur 28,5% der Stimmenden fur die Vorlage aus, die
auch in keinem Kanton eine Mehrheit auf sich vereinen konnte. Die héchsten Ja-
Stimmenanteile wurden in den Kantonen Uri (35,4%), Tessin (35,3%) und Jura (35,1%)
gezahlt. In den Kantonen Zurich (23,9%), Zug (24,2%) und St. Gallen (26,8%) fand das
Anliegen am wenigsten Rickhalt.

Abstimmung vom 28. September 2014

Beteiligung: 47,0%
Ja: 684 563 (28,5%) / 0 Stande
Nein: 1718 827 (71,5%) / 20 6/2 Stande

Parolen:

- Ja: SVP, EDU, GastroSuisse, sgv.

- Nein: SPS, FDP(9)*, GPS, GLP, BDP, EVP, eco, SBV, Travs.
- Stimmfreigabe: CVP(13)*

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 8

Zwischen Juni und Oktober 2020 fuhrte der Bundesrat eine Vernehmlassung zur
Revision des Mehrwertsteuergesetzes durch. Die Regierung plante unzahlige
Anderungen des Mehrwertsteuergesetzes in den Bereichen Steuerpflicht,
Steuerabrechnung und Steuersicherung. Insbesondere war geplant, die auslandischen
Versandhandelsunternehmen neu als Leistungserbringende einzustufen, wodurch sie
als Lieferanten die Mehrwertsteuer auf alle verkauften Produkte entrichten mussten.
Zudem sollten in der Revision zahlreiche parlamentarischen Vorstdsse umgesetzt
werden.

Im September 2021 prasentierte die ESTV ihren Vernehmlassungsbericht zu den 97
eingegangenen Stellungnahmen, unter anderem von 24 Kantonen, 5 Parteien (CVP, FDP,
GPS, SPS und SVP) und 63 Organisationen wie die Dachverbande der Staddte und
Gemeinden, Dachverbénde der Wirtschaft, FDK und Ubrige Organisationen aus sehr
heterogenen Bereichen wie die Post oder die SBB, das Mehrwertsteuer-
Konsultativgremium  KG, verschiedene Verbédnde aus dem Gastro- oder
Tourismusbereich, aber beispielsweise auch Amazon Services Europe Sarl oder Rakuten
Europe Sarl (beide mit Sitz in Luxembourg), Curafutura und Santésuisse, der
Schweizerische Pensionskassenverband (ASIP), Greenpeace und WWF oder die
Schweizerische Konferenz der Gleichstellungsbeauftragten. Dabei stiessen die
zahlreichen Regelungen auf deutlich unterschiedlichen Anklang. Keiner der
Vernehmlassungsteilnehmenden  sprach  sich  gegen die Einflhrung der
Plattformbesteuerung aus, auch wenn durchaus Vorbehalte oder
Verbesserungsvorschlage vorgebracht wurden. Auch die Auskunftspflicht fur
Versandhandels- und Dienstleistungsplattformen oder die Einfuhrung des
elektronischen Nachweises fur die Ausfuhr im Reiseverkehr wurden trotz Fragen und
Alternativvorschlagen grundsatzlich akzeptiert.

Als «begrisst von fast allen» teilte die ESTV verschiedene andere Regelungen, etwa den
reduzierten Steuersatz fur Produkte der Monatshygiene, die Steuerausnahme fur die
aktive Teilnahme an kulturellen Anlassen oder die Steuerausnahme fur Leistungen der
koordinierten Versorgung ein, die jeweils nur von Economiesuisse und teilweise von
SwissHoldings abgelehnt wurden.

Die ubrigen Massnahmen stiessen auf mehr oder weniger starke Ablehnungen.
Besonders  kritisch  zeigten sich der Schweizerische Expertenverband fur
Wirtschaftsprifung, Steuern und Treuhand (EXPERTsuisse) und das Mehrwertsteuer-
Konsultativgremium, die zahlreiche der weiteren Bestimmungen, teilweise zusammen
mit anderen Akteuren, ablehnten. Auf besonders breiten Widerstand stiess etwa die
Ausweitung der Bezugsteuer bei Business to Business-Leistungen (B2B-Leistungen)
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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 15.12.2016
ANJA HEIDELBERGER

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 24.10.1996
LIONEL EPERON

ausléandischer Unternehmen sowie die Beweiserleichterung fir ein Gemeinwesen bei
Subventionen. ?

Régime financier et dépenses

Die Neue Finanzordnung 2021 soll es dem Bundesrat ermdglichen, die direkten
Bundessteuern (DBST) und die Mehrwertsteuer (MWST) befristet bis zum 31. Dezember
2035 auch weiterhin erheben zu kénnen. Die geltende Finanzordnung erlaubt ihm dies
lediglich bis 2020. In der Wintersession beriet der Nationalrat als Erstrat den
entsprechenden Bundesbeschluss. Aufgrund der Wichtigkeit dieser Steuern - sie
machen gemeinsam mit CHF 42 Mrd. pro Jahr mehr als 60 Prozent des
Bundeshaushaltes aus - war die Verlangerung an sich unbestritten. Diskutiert wurde
stattdessen Uber die Frage, ob die Regelung wie bis anhin befristet werden soll oder
nicht - und allenfalls auf wie viele Jahre. Im Vernehmlassungsentwurf hatte der
Bundesrat wie bereits im Bundesbeschluss zur Neuen Finanzordnung im Jahr 2002 eine
Aufhebung der Befristung vorgeschlagen. Die Kantone hatten eine solche Anderung
grosstenteils beflrwortet, die Verbande waren ungefahr zur Halfte dafur, die Parteien
lehnten sie jedoch mehrheitlich ab. Der Bundesrat strich entsprechend den Vorschlag
aus dem Bundesbeschluss, was die Nationalrate jedoch nicht von dessen Diskussion
abhielt. Die sozialdemokratische und die grine Fraktion beantragten durch einen
Antrag Birrer-Heimo (sp, LU) eine Aufhebung der Befristung mit der Begriindung, dass
die Erhebung dieser Steuer aufgrund ihrer Relevanz sowie mangels Alternativen nicht in
Frage gestellt werden koénne und daher die regelmassig wiederkehrenden
Abstimmungen dartber keinen Demokratiegewinn, sondern lediglich unnétige Kosten
mit sich bringen wirden. Eine erneute Befristung sei zudem nicht zentral fur die
kritische Diskussion des Steuersystems des Bundes sowie dessen Ausgaben und
Einnahmen, da eine solche kaum im Rahmen der Neuen Finanzordnung, sondern im
Rahmen von Sachabstimmungen stattfinde. Auf der anderen Seite bevorzugte die SVP-
Fraktion, in Form eines Antrags Amaudruz (svp, GE), eine Befristung der Steuern auf 10
anstelle von 15 Jahren, was dem Volk eine haufigere Uberpriifung der Angemessenheit
dieser Steuern erlauben wirde. Flr den bundesratlichen Vorschlag argumentierte Leo
Muller (cvp, LU), dass eine erneute Befristung auf 15 Jahre einerseits der Tatsache
Rechnung trage, dass die Aufhebung der Befristung der Bundessteuern bereits 1977,
1979 sowie 1991 an der Urne abgelehnt worden war, dass sie andererseits aber das Volk
nicht bereits in kirzester Zeit wieder an die Urne rufe - wie es bei einer Befristung auf
10 Jahre der Fall ware. Diese Meinung teilte die Mehrheit des Nationalrats und nahm
den Entwurf des Bundesrates mit 178 zu 9 Stimmen an. Bestéatigt wurde damit auch die
Streichung einer mit dem Inkrafttreten des Biersteuergesetzes vom 6. Oktober 2006
hinfallig gewordenen Ubergangsbestimmung zur Erhebung der Biersteuer (Art. 196 Ziff.
15 BV). Die Vorlage geht nun an den Standerat, abschliessend werden Volk und Stande
Uber die Verlangerung der Erhebung der Bundessteuern entscheiden. ©

Infrastructure et environnement

Energie
Politique énergétique

Conformément & ce qu'il avait annoncé en 1995, le Conseil fédéral a mis en
consultation un nouvel avant-projet de loi sur la réduction des émissions de CO2 dont
|'objectif est de parvenir, d'ici a I'an 2010, & une diminution de 10% des rejets de
dioxyde de carbone dans I'atmosphere par rapport a 1990. Pour ce faire, le
gouvernement table sur les efforts volontaires des entreprises et des particuliers ainsi
que sur certaines mesures déja en vigueur ou prévues dans le cadre de la politique de
I'énergie (programme Energie 2000 et loi sur I'énergie), de la politique des transports
(redevance poids lourds liée aux prestations) et de la politique des finances
(augmentation de 10 centimes du litre d'essence pour le financement des NLFA). La taxe
sur le CO2 qui avait été vivement combattue en 1994 n'y figure qu'a titre subsidiaire,
puisque son préléevement effectif n'interviendra qu'en 2004 et ce seulement si les
mesures décrites ci-dessus ne suffisaient pas a atteindre les objectifs fixés. Pour des
raisons de transparence, les montants maximum de la taxe ont néanmoins déja été
inscrits dans le projet du gouvernement: ceux-ci devraient s'élever a CHF 201 par tonne
de CO2 pour les carburants et & CHF 30 par tonne de gaz carbonique pour les
combustibles. D'un montant global de quelque CHF 3 milliards par année dés 2010, le
produit de la taxe sera intégralement redistribué a la population et aux milieux
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CONTRE-PROJET DIRECT A UNE INITIATIVE
POPULAIRE

DATE: 13.10.1998

LAURE DUPRAZ

CONTRE-PROJET DIRECT A UNE INITIATIVE
POPULAIRE

DATE: 17.03.1999

LAURE DUPRAZ

économiques, soit par le biais de chéques aux particuliers, soit sous la forme d'une
réduction des cotisations AVS payées par les entreprises a leurs employés.

Cette nouvelle version de loi sur la réduction des émissions de dioxyde de carbone a
été, dans I'ensemble, favorablement accueillie par les organismes consultés: ainsi, le
Vorort et les partis bourgeois - qui avaient exprimé les plus fortes réticences a
I'encontre du projet de taxe sur le CO2 de 1994 - ont salué la volonté du gouvernement
de n'introduire plus qu'a titre subsidiaire cet instrument incitatif; I'association faftiére
de I'économie a néanmoins réitéré son opposition a I'adoption d'un tel imp6t en
solitaire, alors que le PRD et I'UDC ont pour leur part souhaité que la compétence de
lever la taxe soit transférée du Conseil fédéral au parlement. L'accueil réservé au projet
par le parti socialiste et les milieux écologistes a été davantage mitigé: qualifiant les
propositions du gouvernement de premier pas dans la bonne direction, le PS a regretté
que le Conseil fédéral ait renoncé a l'instauration obligatoire de la taxe et s'est par
ailleurs prononcé en faveur d'une réduction des émissions de CO2 de 20% par rapport
a 1990. De leur coté, les verts ont souhaité que le seuil de 10% retenu par le
gouvernement soit porté a 15%, mesure complétée par I'introduction d'une taxe sur
I'"énergie et d'une réforme fiscale écologique. Quant aux cantons, ils ont globalement
apporté leur soutien au nouveau projet qui n'a été véritablement rejeté que par les
organisations de transport routier. "

Lors des procédures de consultation, le PDC, le PS et les Verts se sont déclarés
favorables aux deux projets qui permettront d'accompagner I'ouverture du marché de
|'électricité. Le PS a souhaité que I'article constitutionnel, en tant que base pour une
réforme fiscale écologique, soit traité de maniére indépendante de I'arrété du National.
Les Libéraux ont refusé clairement le projet de la Chambre du peuple. Ils se sont par
contre exprimés favorablement sur le premier volet du projet de la Ceate (taxe sur les
énergies non renouvelables pour réduire les cotisations sociales), mais ont rejeté le
second (article constitutionnel transitoire encourageant les énergies renouvelables). Le
PRD a rejeté le projet du Conseil national, mais il a soutenu celui de la Ceate. L'UDC a
refusé strictement toute taxe sur I'énergie, il a été tres critique sur les deux projets. Le
Vorort a renvoyé catégoriquement le projet du National a I'instar de celui de la Ceate
avec toutefois un bémol, puisqu'il a accepté les discussions au sujet d'un projet de
réforme fiscale écologique. L'Union des centrales suisses d'électricité (UCS) s'est
opposée aux deux projets. Finalement, la Fondation Suisse de I'Energie a soutenu le
projet du National et encouragé a long terme I'élaboration d'une réforme fiscale
écologique. "

A la session de printemps, le Conseil des Etats a traité le projet de taxe sur I’énergie
(ATE) et développé les deux articles constitutionnels faisant office respectivement de
contre-projets directs aux initiatives «énergie et environnement» et «solaire». Le
premier consiste en un article constitutionnel fondamental en vue d’une réforme
fiscale écologique, le second en une disposition constitutionnelle transitoire pour une
taxe d'incitation de 0.2 ct/kWh.

Premier volet du débat, le contre-projet direct & [Iinitiative «énergie et
environnement» prévoit I'introduction d’une norme fondamentale dans la Constitution
permettant de prélever une taxe particuliere sur les agents énergétiques non
renouvelables. Le produit de la taxe devra décharger les milieux économiques d’une
partie des charges salariales annexes obligatoires. La taxe sera fixée en tenant compte
de I'effet des différents agents énergétiques sur I'environnement et le climat, ainsi que
d’autres taxes déja imposées a ces agents. Des exceptions sont prévues pour des
modes de production nécessitant une grande consommation d’énergie non
renouvelable. La taxe devra tenir compte de la capacité concurrentielle de I"économie
et sera introduite par étapes. Dans le vote sur I'ensemble, cette nouvelle disposition a
été approuvée a l'unanimité. Le Conseil des Etats a recommandé de rejeter I'initiative
populaire et d’approuver le contre-projet qui permettrait, dés 2004, de prélever entre
CHF 2.5 et 3 milliards par année afin de diminuer les coGts du travail.

Second volet du débat, le contre-projet direct a I'initiative «solaire» se présente sous la
forme d’une disposition constitutionnelle transitoire prévoyant l'introduction d'une
taxe d’encouragement aux énergies renouvelables. Deux propositions UDC et radicale,
demandant de supprimer la nouvelle disposition, ont été rejetées par 24 voix contre 11.
La question du montant de la taxe fut au centre des débats. Au sein méme des partis,
les représentants ne sont pas parvenus a parler d’une voix unique. A I'UDC, on oscillait
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entre un rejet et 0.2 ct/kWh; au PRD, entre le rejet, 0.2 et 0.6 ct/kWh; au PDC, entre
0.4 et 0.6 ct/kWh; et au PS entre 0.4 et 0.6 ct/kWh. La majorité de la commission
proposa une taxe de 0.2 ct/kWh sur les énergies non renouvelables. Une minorité,
essentiellement PDC, souhaita la porter & 0.4 ct/kWh. Les députés Maissen (pdc, GR),
puis Bloetzer (pdc, VS) demanderent 0.6 ct/kWh, craignant qu’avec un niveau trop bas,
|'effet d’encouragement soit nul. Les partisans d'une taxe élevée, dont les
représentants des cantons de montagne, ont insisté sur la nécessité de soutenir les
centrales hydrauliques en vue de I'ouverture prochaine du marché de I"électricité. Ils
ont également réclamé une prise en charge des INA. Toutefois, les sénateurs ont
préféré une taxe de 0.2 ct/kWh (contre 0.4 ct/kWh), par 25 voix contre 14.

Avec une telle taxe, les revenus ont été estimés & CHF 300 millions en moyenne par
année. Elle sera affectée a I'encouragement des énergies renouvelables (solaire, bois,
biomasse), au soutien d’une utilisation rationnelle de I"énergie, ainsi qu’au maintien et
au renouvellement des centrales hydrauliques indigénes. Au moins un quart du produit
ira a chacune des affectations. La taxe d’encouragement sera remplacée par la
redevance particuliére (norme constitutionnelle), pour autant que le peuple et les
cantons I'acceptent. La validité de la taxe a été limitée a fin 2010, avec une prolongation
possible de cing ans minimum, au moyen d'un arrété fédéral soumis au référendum.
Finalement, le délai fixé pour I'examen des initiatives «énergie et environnement» et
«solaire» a été prorogé d'une année, soit jusqu'au 20 mars 2000. Au vote sur
I'ensemble, les sénateurs ont accepté le contre-projet a l'unanimité.

Apres avoir approuvé les dispositions constitutionnelles transitoires, la petite Chambre
s’est prononcée sur la législation d’exécution s’y rapportant, soit sur I'’ATE. L’'entrée en
matiere a été décidée sans opposition. La question de I'amortissement des INA a été
renvoyée dans le cadre de la loi sur I'ouverture du marché de I"électricité. Les sénateurs
se sont conformés en tous points au projet de leur commission. Au vote sur I'ensemble,
le projet a été approuvé par 31 voix contre 1. La Chambre haute n'a pas traité I'ancien
arrété concernant une taxe écologique sur I'énergie (loi sur I"énergie) du Conseil
national, ayant proposé et voté son propre projet. Au cours de la méme session, le
Conseil national a a son tour accepté de proroger d'une année le délai fixé pour
I'examen des initiatives populaires «énergie et environnement» et «solaire». ©

Lors de la session d’été, le Conseil national s’est penché sur le paquet énergétique
concu par le Conseil des Etats. Un débat fleuve a précédé I'entrée en matiere sur les
deux contre-projets directs aux initiatives populaires. Le National s’est finalement rallié
a la stratégie en deux étapes mise au point par le Conseil des Etats (taxe d’incitation
d’abord, imp6t écologique ensuite).

Dans I'examen de détail concernant la norme fondamentale constitutionnelle, les
députés ont accepté que le produit de la taxe soit utilisé pour alléger les primes
d’assurances sociales obligatoires, par 83 voix contre 64. L'objectif était de réduire les
primes de l'assurance-maladie et ainsi de procéder a une redistribution & chaque
citoyen, ce que ne permettait pas la version des Etats. Le taux de la taxe sera fixé en
fonction de l'efficience énergétique et des autres taxes qui grevent déja ces agents
énergétiques (les Etats souhaitaient que le taux dépende des effets des agents
énergétiques sur I'environnement et le climat). Les représentants du peuple ont fixé,
par 95 voix contre 75, un taux maximal de perception de la taxe a 2.0 ct/kWh, malgré
une levée de boucliers des socialistes et des Verts qui estimaient qu’une telle limitation
allait a I’encontre d’une réelle réforme fiscale écologique. Le PRD et le PDC ont soutenu
ce nouvel amendement. Moritz Leuenberger jugea que la limitation contredisait I'effet
incitatif de la taxe. Une minorité (UDC et radicale) souhaitait le rejet de I'initiative sans
proposer de contre-projet; une autre minorité (PS et Verts) demanda I'approbation de
I'initiative populaire. Au vote sur I'ensemble, le contre-projet a finalement été approuvé
par 108 voix contre 61.

Concernant les dispositions constitutionnelles transitoires, le cceur du débat fut a
nouveau constitué par la hauteur de la taxe. Les conseillers nationaux ont suivi la
majorité de la commission en fixant la taxe a 0.6 ct/kWh contre I'avis de minorités
préconisant un niveau moins élevé. Les députés ont préféré 0.6 ct/kWh a 0.4 ct/kwh,
par 80 voix (majorité socialiste, verte, quelques radicaux et démocrates-chrétiens)
contre 44 (majorité démocrate-chrétienne, puis UDC) et 43 abstentions (majorité
radicale, puis UDC). Avec 0.6 ct/kWh, la taxe rapportera en moyenne annuelle CHF 900
millions. Des aides financieres pour encourager |'utilisation des agents renouvelables et
|"utilisation rationnelle de I'énergie pourront étre versées a I'étranger. En outre, la
durée de validité de la taxe sera limitée a 20 ans. Les députés ont également biffé un
article stipulant que I'exécutif pouvait abroger la taxe de soutien avant terme ou la
réduire si la situation sur le marché de |'énergie rendait les mesures prévues
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superflues. Le rejet de l'initiative populaire et I'approbation du contre-projet ont été
recommandés par 91voix contre 64.

Les députés se sont ensuite penchés sur le texte d'application des dispositions
constitutionnelles transitoires (ATE). lls ont accepté, par 94 voix contre 61, I'entrée en
matiere contre l'avis d’une minorité de la commission (UDC-PRD). Concernant
|"affectation du produit de la taxe, I'énergie éolienne a été introduite dans les énergies
renouvelables a encourager, alors que I'énergie a la chaleur ambiante a été supprimée.
La Ceate a souhaité, dans certains cas exceptionnels désignés par I'exécutif, que des
préts puissent étre accordés a des centrales hydrauliques suisses ne pouvant pas
temporairement amortir leurs INA, en raison de |'ouverture du marché de I"électricité.
La Confédération n'accordera une aide financiere qu’a partir d'un montant des colts
imputables de 5000 francs (1000 francs pour la version des Etats). Les bénéficiaires de
préts devront fournir des garanties. La Confédération et les cantons adopteront
conjointement un programme d’encouragement. En cas de résultat excédentaire, les
bénéficiaires d’aides financieres ou de préts pourront étre sollicités pour une
contribution non remboursable au fonds. Aussi, les préts et emprunts pour des
centrales hydrauliques devront étre remboursés au fonds des que leur situation
financiere le permettra. La Confédération pourra financer des organisations privées
garantes de projets de financement de tiers sous forme de capital initial ou de
cautionnements. En outre, elle pourra verser aux cantons des contributions globales
annuelles pour soutenir des mesures directes ou indirectes prévues par le programme
d’encouragement. Le présent arrété sera valable au plus tard pendant 20 ans. Le
National a ensuite renoncé a son ancien arrété concernant une taxe écologique sur
I'énergie en raison du nouveau projet proposé par la petite Chambre. "

Dans les votes finaux, les Chambres ont adopté I’ensemble du projet. Au Conseil
national, les groupes PS et PDC ont soutenu le projet d’ensemble & I'opposé des
groupes UDC, PdL, d'une majorité du PRD et des Verts. Ces derniers ont estimé que
leur projet de réforme écologique avait été tué dans |'ceuf. Le contre-projet a
I'initiative «énergie et environnement» a été approuvé par 124 voix contre 59 au
National, et par 41 voix contre 3 au Conseil des Etats. Le contre-projet a I'initiative
«solaire» a été accepté par 125 voix contre 63 au National, et par 30 voix contre 10 au
Conseil des Etats. Finalement, I’ATE a recueilli 123 voix contre 67 & la Chambre basse, et
26 voix contre 19 & la Chambre haute.
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